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FREIHEIT FÜR PALÄSTINA' 


I Voran mit dem palästinensischen Widerstand! 

Überstzung einer Stellungnahme der Volksfront zur Befreiung Paläs¬ 
tinas (PFLP): "Die heldenhaften individuellen Widerstandsaktionen 
brauchen die Unterstützung des Volkes und müssen die Führung in¬ 
spirieren!" 

| Freiheit für Georges Ibrahim Abdallah! 

Seite 8,9 


Demokratische und wirtschaftliche Rechte 
für Migrantinnen? - Nicht in Österreich! 



| Der österreichische Staat brüstet sich heute 
gerne mit seiner „Fortschrittlichkeit in der 
Frauenpolitik" gegenüber den sogenannten 
„3.Welt Ländern". Doch was haben sich die 
Frauen, und speziell die Migrantinnen, von die¬ 
sem Staat zu erwarten? 

Seite 12, 13 


VOLKSKRIEG 

EINGEKASTELT 


Folge uns auf Facebook: 
Antifaschistische Aktion 
Infoblatt 


Arbeiterinnen aller Länder, vereinigt euch gegen den gemeinsamen Feind! 
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ÖSTERREICH 


KONTAKT 

Redaktion der Antifa¬ 
schistischen Aktion: 

red. afa@gmx. at 


VERKAUF 

Die Antifaschistische 

Aktion kann man in den 
folgenden Buchhandlun¬ 
gen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhand¬ 
lung 

Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Librerfa Utopia - radical 
bookstore vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 


LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 


ABO 

Es gibt die Möglichkeit 
die antifaschistische 
Aktion 11 Mal im Jahr 
per Post dirket nach 
Hause zu bekommen! 
Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische 
Aktion erscheint mo¬ 
natlich, jeweils zur Mo¬ 
natsmitte. 


Sondernummer der "Antifaschistischen Aktion - Infoblatt 11 zu 
den Wahlen in OÖ und Wien erschienen: 

Hier dos Editoriol zur Sondernummer der "Antifaschistischen Aktion - Infoblatt". The¬ 
menschwerpunkt: Wahlen in Wien und Oberösterreich.... 

Liebe Leserinnen & Leser, 

die Redaktion des AFA-Infoblattes scheute seit den gelaufenen Wahlen in Oberöster¬ 
reich und Wien keine Mühen, Texte und Bilder zusammenzutragen, die einen kleinen 
Ausschnitt zu Aktivitäten für den „(aktiven) Wahlboykott" in diesen beiden Bundeslän¬ 
dern sichtbar machen. Die meisten Artikel der vorliegenden Sondernummer unserer 
Zeitung sind von der Organisation „Revolutionärer Aufbau" übernommen. Die Fotos be¬ 
sorgten wir selbst, oder durch Leserinnenreporter. 

Wie allen die unser Infoblatt regelmäßig verfolgen nicht entgangen sein wird, steht auch 
die Redaktion hinter der Losung des Wahlboykotts. Als Antifaschistinnen und revolutio¬ 
näre Demokratlnnen sehen wir im Parlamentarismus kein Mittel, das die Arbeiterinnen 
und Völker im Kampf um ihre Interessen nutzen könnten. Verschiedene Massenbewe¬ 
gungen auf der ganzen Welt zahlten in der Geschichte einen hohen Preis dafür, dass der 
Glaube an den Parlamentarismus in ihren eigenen Reihen lange nicht überwunden war 
(und auch heute noch Gegenstand vieler Debatten ist). Das ist das Eine. Gleichzeitig ver¬ 
suchten die Herrschenden bei den Wahlen in Oberösterreich und Wien, durch verschie¬ 
denste Tricks einerseits mehr Leute zur Wahlteilnahme zu bringen, was ihnen auch 
teilweise gelungen ist. Andererseits schließen sie hunderttausende 
Menschen aus rassistischen und anderen unterdrückenden Gründen (vor allem Jugend¬ 
liche) vom demokratischen Grundrecht auf Wahlteilnahme aus. Das ist das Andere. Wie 
man es auch dreht und wendet, kann uns die parlamentarische Illusion nicht weiter¬ 
bringen und deshalb begrüßen wir es ausdrücklich, dass es auch in Österreich vermehrt 
Aktionen gibt, die den ohnehin tausendfach ausgeübten Wahlboykott politisieren und 
auf eine aktive Stufe bringen wollen. Auch das ist „Ausnutzung des Wahlkampfes", wenn 
auch etwas anders, als diese Phrase oft verstanden wird. 


w 


Wehrt euch und kämpftJi 
Rebellion ist gerechtf < 

Monatliches revolutionäres Infoblatt / Österreich 



Oktober 2015 • Zusatznummer • o.8« 




MMoTT 


Wien-Wahl 2015 :1 

Ein antidemokratisches, rassistisches Kasperltheater! 


Aus dem Inhalt: 

Analyse S.3-5 

OÖ-Nach den Wahlen S.6 

Aktion s.7 

Aufruf:Aktiver Wahlboykott S.8-9 

Fluchtursachen sind nicht abwälbar S.10 
Frauen geht nicht wählen S.ll 


Für ein ALLGEMEINES UND 
GLEICHES WAHLRECHT! 


Mehl Mehl- Unfültif 


Arbeiterinnen aller Länder vereinigt euch! 


Aus diesen Erwägungen ent¬ 
schlossen wir uns, das vor¬ 
liegende Heft 

herauszugeben. Es soll, in 
geringer Auflage, eine Doku¬ 
mentation sein, die Aktivis¬ 
tinnen verschiedener 

Initiativen Orientierung ver¬ 
schaffen und zur inhaltlichen 
Auseinandersetzung anre- 
gen soll. Wir hoffen dass es 
uns gelungen ist, dieses An¬ 
liegen zu erfüllen und freuen 
uns auf eure Reaktionen und 
Diskussionen zum Heft. 

Tod dem Faschismus! 

Eure Redaktion. 


Bestellt die Sondernum¬ 
mer zu den Wahlen un¬ 
ter red.afa@gmx.at, oder 
beim Zeitungsverkäufer 
eures Vertrauens. 
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^KOMMENTAR 


Eindrücke von der Initiative zum 
Aktiven Wahlboykott 

"Klassenkampf statt Wahlkampf!" - unter dieser Losung 
machte ich mich in den letzten Wochen zusammen mit 
anderen Unterstützern der Initiative Wahlboykott daran 
gegen die Teilnahme am volksfeindlichen Spektakel der 
Wienwahlen zu agitieren. 

Als relativ kleine Gruppe hatten wir natürlich keine Illu¬ 
sionen, dass wir den Grad der Wahlbeteiligung bestim¬ 
mend beeinflussen würden. Es ist uns hauptsächlich 
darum gegangen, vor allem in Arbeiterbezirken, mit 
Leuten ins Gespräch zu kommen, die ohnehin schon 
keine oder nur mehr wenige Illusionen in das System 
haben, zu helfen ihr Verständnis auf eine höhere Stufe 
zu heben und sie als organisierbare Unterstützer für zu¬ 
künftige Kampagnen zu gewinnen. 

Im Zuge unserer Flugblattaktionen ist eines schnell klar 
geworden: kaum jemand will oder traut sich offen das 
politische System zu verteidigen. Die meisten Leute 
reagierten entweder neutral interessiert oder nicht sel¬ 
ten auch deutlich positiv auf unsere Ansichten. Eine ab¬ 
solute Minderheit (an einer Hand abzuzählen) sprach 
sich für die Wahlen aus, mit halbherzigen Argumenten 
wie: "Na sonst kriegen wir noch welche, die wir nicht 
wollen." Die meisten verstanden aber schon eines sehr 


gut: auch wenn sie wählen kriegen sie welche, die nicht 
in ihrem Interesse regieren - egal wie die Wahl ausgeht. 

Auch wenn das Klassenbewusstsein oft nicht weit über 
dies hinausgeht, und man auch ab und zu Verschwö¬ 
rungstheorien zu hören bekam, ist das ganze doch po¬ 
sitiv zu sehen. 

In Gesprächen mit Schülern ist auch aufgefallen, wie 
sehr der Staat sich bemühen muss, um Leute zum 
Wählen zu bringen. So ist es heute anscheinend gang 
und gebe, von Lehrern eingetrichtert zu kriegen, man 
müsse unbedingt Wählen. (Ja, Schulen sind zweifelsoh¬ 
ne auch Teil des Staatsapparates der Bourgeoisie.) 
Wurden Wahlen in meinen Schultagen noch eher zu¬ 
rückhaltend beworben, und ungültig oder gar nicht 
wählen durchaus als legitimes, demokratisches Recht 
akzeptiert, so hört man heute anscheinend häufig aus- 
sagen, wie: "Wer nicht wählt, der ist dumm!" 

Wenn man sich noch dazu anschaut, wie viel Geld die 
Stadt Wien pro-Wahl Werbung ausgegeben hat und wie 
sich die Medien bemüht haben, den "Kampf um Wien" 
aufzubauen, scheint es den Herrschenden selbst klar zu 
sein, dass ihre Ideologie vom Volk immer weniger auf¬ 
genommen, und ihre Herrschaft immer weniger als le¬ 
gitim angesehen wird. 
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REPRESSION 


DER STAAT - DIE 
NEUTRALE INSTANZ!? 

Immer wird von Staats- und Regie¬ 
rungsseite so getan, wenn es Pro¬ 
bleme und Auseinandersetzungen 
innerhalb des Volkes gibt, dass sie 
die neutrale, schlichtende Instanz 
seien. 

Sei es bei den Flüchtlings"strö- 
men", und wenn „Rechte" oder 
„Linke" dann auf die Straße ge¬ 
hen... dann rufen sie zur Gewalt¬ 
freiheit auf und warnen vor einem 
Rechtsruck. Wenn gekürzt wird 
und Werktätige entlassen werden, 
rufen sie zu menschenwürdigen 
Bedingungen auf und bedauern die 
Situation zutiefst. Wenn beispiels¬ 
weise in der Türkei über 100 Men¬ 
schen zerfetzt werden, verurteilen 


sie die Massaker und trauern, weil 
sie das schon so gut können, ver¬ 
handeln dann aber mit Erdogan. 
Wenn Menschen in Syrien zu Hau¬ 
fen niedergeschossen werden, 
aber Österreichische Waffenpro¬ 
duzenten sich eine goldene Nase 
dabei verdienen, haben sie entwe¬ 
der nichts davon gewusst, oder 
verurteilen schlicht den Krieg. 
Wenn ihre Polizei Menschen ver¬ 
prügelt, einsperrt, oder mit Trä¬ 
nengas einzuschüchtern versucht, 
verstehen sie immer beide Seiten, 
müssen aber für eine „neutrale" 
Ordnung sorgen...usw. usw. usw. 

So eine Verarschung! Was ist da 
neutral? Wir wissen doch, dass der 
Staat nur als Herrschaftsapparat 
dient, der die Ausbeutung und Un¬ 
terdrückung verwaltet. Er ist doch 


nur da, um den Interessen der Ka¬ 
pitalisten bestmöglich zu dienen 
und wenns sein muss, eben mit 
Gewalt durch Polizei oder Heer. Da 
sind die Regierungsmitglieder und 
Konsorten ja nicht ausgenommen, 
sie sind dafür verantwortlich, dass 
die Produktion und Reproduktion 
so glatt wie möglich vonstatten 
geht. Sie sind keine „unabhängige" 
oder „neutrale" Instanz. Wir müs¬ 
sen uns nur ansehen, welche Pos¬ 
ten die meisten Regierungs¬ 
mitglieder sonst noch so inneha¬ 
ben. Wenn sie Verständnis predi¬ 
gen, schwatzen sie nur... sie haben 
ganz und gar die selben Interessen 
wie die Kapitalisten und Imperialis¬ 
ten, sind jedoch verkleidet als un¬ 
sere „neutralen Volksvertreter"! 


LINZ: Weitere Aktion gegen das neue Staatsschutzgesetz! 



LINZ, 9.Oktober 2015 - Demonstration gegen das Staatsschutzgesetz. 


Das neue Staatsschutzgesetz soll dem¬ 
nächst beschlossen werden und mit Juli 
2016 in Kraft treten. Dieses Gesetz ist 
ein massiver Eingriff in die demokrati¬ 
schen Grundrechte. Speziell zur Frage 
der Bespitzelung dokumentieren wir 
einen Auszug eines Flugblattes des Re¬ 
volutionären Aufbaus: 

"Damit stellt dieses Gesetz eine Bedro¬ 
hung für alle politisch aktiven, demokra¬ 
tischen und revolutionären 
Organisationen und Einzelpersonen dar. 
Wenn dieses Gesetz durchgeht, müssen 
sie alle damit rechnen Opfer der Verna- 
derung durch V-Leute zu werden. Selbst 
Verfassungsjurist Funk wertet diesen 
Umstand als besonders kritisch und gibt 
zu bedenken, dass V-Leute z.B. auch 


falsche Spuren legen könnten, um an 
Belohnungszahlungen zu gelangen. 
Dass das keine Wahnvorstellung ist, zei¬ 
gen zahlreiche Fälle in Deutschland, wo 
ein solches V-Leute-System schon lange 
existiert. (...) Das BVT wird sich bewusst 
vor allem Leute herauspicken, die es als 
nicht standhaft einschätzt und bei de¬ 
nen es davon ausgeht, sie einschüch¬ 
tern zu können. Sie werden sich 
außerdem an Aktivistinnen wenden die 
z.B. finanzielle Probleme haben, arbeits¬ 
los sind, Ärger mit der Justiz haben (...) - 
und damit in den Augen des BVT für 
„Bonuszahlungen" und andere Erleich¬ 
terungen besonders empfänglich wer¬ 
den. 

Aber auch Klatsch und Tratsch werden 
sie versuchen auszunutzen: sie werden 


fragen und lauschen, was beispielsweise 
in der Gruppe X über die Organisation Y 
gesagt wird, über welche Personen aus 
der politisch aktiven Szene gesprochen 
wird, usw. Das bedeutet, dass veran- 
wortungsloser Tratsch in der einen Or¬ 
ganisation dazu genutzt wird, eine 
andere auszuspionieren! Es ist wichtig, 
dass demokratische und revolutionäre 
Kräfte darauf reagieren. Anquatschver¬ 
suche dürfen nicht verschwiegen oder 
„intern" behandelt werden. 

Im Gegenteil! Die Mauschelei, das Hin¬ 
terrücks, das sind Methoden, die das 
BVT anwenden wird um Verwirrung und 
Unsicherheit zu schüren. (...) Solche Fälle 
müssen bekannt gemacht werden und 
zu unserem eigenen Schutz ans Licht 
gezerrt werden!" 
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EINGEKASTELT 


Die Info-Tour der Gefangenengewerkschaft / Bundes¬ 
weite Organisation (GG/BO) durch drei österreichische 
Städte (Wien, Linz und Innsbruck) ist inzwischen erfolg¬ 
reich beendet worden! 

Aktivistinnen der Antifaschistischen Aktion - Infoblatt wa¬ 
ren bei jeder der gelungenen Veranstaltungen mit dabei, 
konnten viele interessante Gespräche führen und An¬ 
knüpfungspunkte zur solidarischen Unterstützung der 
Anliegen der GG/BO entwickeln. Als Resultat der Veran¬ 
staltungsreihe soll ein österreichischer Unterstützerin¬ 
nenkreis für die Basisgewerkschaft GG/BO gebildet 
werden, so die Meinung mehrerer interessierter Veran¬ 
staltungsbesucherinnen. Wir informieren euch diesbe¬ 
züglich, sobald wir etwas Genaueres erfahren. Als 
Redaktion des AFA-Infoblatts beschlossen wir, die grund¬ 
rechtlichen Anliegen der Gefangenen im Allgemeinen, 
und der GG/BO im Besonderen, in Zukunft damit zu un¬ 
terstützen, dass wir in unsere Zeitung die regelmäßige 
Rubrik "Eingekastelt" aufnehmen, in der schwerpunktmä¬ 
ßig zu Gefangenen, Kämpfen in Gefängnissen und Anlie¬ 
gen von Gefangenen berichtet werden soll. 

Als AFA-Infoblatt werden für uns dabei natürlich auch po¬ 
litische Gefangene eine große Rolle spielen, vor allem soll 
die Rubrik "Eingekastelt" aber dazu dienen, über den Rah¬ 
men der politischen Gefangenen hinaus, die Gefängnisse 
als Ort des Klassenkampfes, als Ort der Ausbeutung und 


Teil der großen 
Profitmaschine von 
Konzernen aufzu¬ 
zeigen. In diesem 
Sinne soll der 
Schwerpunkt auf 
Enthüllungen und 
dem Eintreten für 
Grundrechte auch 
und gerade hinter 
den Gefängnis¬ 
mauern liegen. Die erste Veröffentlichung der Rubrik in 
der kommenden Oktober-Ausgabe wird noch einen Be¬ 
richt zur Veranstaltungsreihe der GG/BO in Österreich 
enthalten und sich selbst kurz erklären. Über Anregungen 
für die November-Nummer würden wir uns sehr freuen! 

Abschließend wollen wir den Veranstalterinnen vor Ort 
danken, die großartiges geleistet haben und zeigten, dass 
Solidarität jenseits aller Losungen es tatsächlich versteht 
praktisch zu werden. Wir hoffen auf weitere positive 
Rückmeldungen und rufen dazu auf, die Solidaritätsarbeit 
mit der GG/BO immer weiter zu popularisieren, um 
schlussendlich auch das erklärte Ziel "Kein Häfn ohne 
GG/BO" umsetzen zu können! 

Antifschistische Grüße, 
AFA-Redaktion 




Transparent "Volle Gewerkschaftsfreiheit im Häfn!" wurde von der Soligruppe Innsbruck angefertigt! 

Bei Interesse aktiv zu werden , schreibt an: red.afa@gmx.at - wir werden euch weiter vermitteln. 
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ANTIFASCHISMUS 


KROATIEN 


VUKOVAR/BYKOBAP: 


Faschistische Angriffe auf die serbische Minderheit. 
Unterstützt und im Interesse von Österreich, 

Deutschland und der EU. 


Im Osten Kroatiens liegt die zweispra¬ 
chige Stadt Vukovar/ByKOßap. In ihr 
lebt heute eine kroatische Mehrheits¬ 
bevölkerung und eine große (über 
1/3) serbische Minderheit. Seit der 
Einverleibung der Stadt in die „Repu¬ 
blik Kroatien (RH)" kam es neben ver¬ 
schiedenen faschistischen Angriffen 
durch kroatische Nationalisten auch 
zu einer breiten Repression seitens 
des Staates gegen die serbische Min¬ 
derheit. 

So wurden zum Beispiel die kyrilli¬ 
schen Schriftzeichen (kyrillische 
Schriftzeichen sind die Schriftzeichen 
der serbischen Sprache) von allen öf¬ 
fentlichen Gebäuden so wie alle Stra¬ 
ßenschilder und Ortstafeln entfernt. 
Eine Maßnahme der Unterdrückung 
die der kroatische Staat jedoch vor 
kurzem „zurücknehmen" musste. Um 
in die EU aufgenommen zu werden, 
musst er nämlich ein Gesetz zum 
Schutz von Minderheiten beschlie¬ 
ßen. Daraufhin wurden Zweisprachi¬ 
ge Ortstafeln, Straßenschilder und 
Schilder an Öffentlichen Gebäuden 
angebracht. 

Dieses Zugeständnis wurde jedoch 
sofort von außerparlamentarischen 
Faschisten (kroatischen Nationalisten) 
bekämpft. Während antiserbischen 
Protesten in der Stadt, wurden zwei¬ 


sprachige Tafeln von diesen ohne Ge¬ 
genwehr und in Anwesenheit der 
Polizei zerstört. 

Die Regierung der Stadt zog nach und 
verbot die zweisprachigen Tafeln 
über eine Änderung des Stadtstatuts. 
Dies diente den faschistischen Kräf¬ 
ten in der Stadt und der Umgebung 
als Zeichen weiter loszuschlagen. So 
wurden Ende August Geschäfte von 
Serben in der Stadt mit faschistischen 
Parolen und Zeichen Beschmiert. Pa¬ 
rolen wie: "Töte die Serben"; "Wir 
Kroaten warten auf euch" waren da¬ 
bei und viele Ustascha-Symbole und 
Hakenkreuze. Die Angriffe dauern bis 
heute an. Es gibt weiterhin Demons¬ 
trationen von Faschisten und Dieb¬ 
stahl von zweisprachigen Tafeln in 
anderen Orten in der Nähe. 

Österreich, Deutschland und die EU 
unterstützen die Angriffe. 

Die aktuellen Ereignisse aus der Stadt 
Vukovar/ByKOßap und ihrer Umge¬ 
bung wurden und werden in den ös¬ 
terreichischen und deutschen Medien 
komplett verschwiegen. Die Nach¬ 
richtensender der EU (Euro-News) 
brachte hingegen einen Bericht über 
die Änderung des Stadt-Statuts her¬ 
aus, der versuchte ihn aufgrund der 


„emotional so angespannten Lage" zu 
rechtfertigen. Übergriffe auf Serben 
wurden überhaupt nicht erwähnt, 
hingegen kroatische Kriegsveteranen 
interviewt! Genau so äußerte sich zu 
den Ereignissen kein einziger öster¬ 
reichischer oder deutscher Politiker 
öffentlich. 

Sie können gar nicht anders, als da¬ 
von mitbekommen zu haben. Ganz 
im Gegenteil sind es vor allem Öster¬ 
reich und Deutschland, die ein Inter¬ 
esse an solchen faschistischen 
Angriffen haben. Diese zwei impe¬ 
rialistischen Länder sind es, die heute 
eine Vormacht am Balkan haben. Mit 
Ihren Banken, und Unternehmen 
saugen sie die dort lebenden Men¬ 
schen aus und verdienen so Milliar¬ 
den Euro Profite. Die derzeitige 
Wirtschaftskrise, der zunehmende 
Widerstand der Völker (Proteste, 
Streiks, Revolten,...) und die steigende 
Konkurrenz zu anderen Imperialisten 
sind es, die ihre Vormachtstellung 
zum Wanken bringen. Gerade des¬ 
halb treiben die Imperialisten die 
Spaltung der Völker voran und hetzen 
sie gegeneinander auf. Ereignisse wie 
sie derzeit in Vukovar/ByKOßap und 
Umgebung stattfinden werden in Zu¬ 
kunft nicht nur häufiger sondern 
auch intensiver werden. 



Bild links: Auf dem Schild ist zu lesen „Vukovar wird niemals ByKOBap sein“. Das ist die Hauptlosung der Faschisten vor Ort. 


Tod dem Faschismus und 

Imperialismus! 
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KORRESPONDENZ AUS DEM BEIRIEB 


Rassismus im Betrieb: 


Arbeit oder Krankenstand?! 


In unserem Betrieb werden gerade Schlosser gesucht. 
Seltsam. Im September wurden erst über 30 Arbeiter (von 
denen auch einige gelernte Schlosser waren) entlassen, 
weil es „keine Aufträge gibt". Aber sowas passiert bei uns 
andauernd. Als ein Kollege von mir und ich einmal dem 
Schlosser-Vorarbeiter über den Weg liefen und uns im 
halbernst über die verschiedenen seltsamen Geschehnis¬ 
se bei uns unterhielten, kam das Gespräch auf das The¬ 
ma, dass Schlosser gesucht werden. Ein Kollege von uns, 
der in unserer Abteilung an einer Maschine gearbeitet 
hatte und gelernter Schlosser war wurde im September 
entlassen. Wieso hat man diesen nicht gefragt, ob er als 
Schlosser Weiterarbeiten möchte? Der Vorarbeiter schaut 
uns darauf verwundert an und fragt: „Aha. Wer denn?" 
„Der Ali" habe ich geantwortet. Der Vorarbeiter hat mich 
gar nicht seinen Nachnamen aussprechen lassen und mir 
sofort ins Wort geredet: „Nein, nein, weil ich hab bei mir 
schon 2 Türken von meinen 20 Schlossern und mehr als 2 
brauch ich nicht weil dan rotten die sich zusammen,... Ich 
mein ich bin kein Rassist, aber das is einfach so bei denen 
und auch vielen anderen,. auch bei den Österrei¬ 

chern." Die letzten vier Worte hat er ganz leis und auch 
nur deshalb gesagt, weil er gesehen hat, dass ich ihn mit 
immer mehr vor Wut rot werdenden Augen fixiert habe. 
Als ich mich kurz darauf mit anderen Schlossern unter¬ 
hielt, sagten diese ganz klar, was sie von ihrem Vorarbei¬ 
ter hielten: „A richtiges Arschloch, das der Reihe nach alle 
austauscht, die ihm nicht passen." 


In den Arbeitsrechten ist doch eigentlich das Recht auf 
bezahlten Krankenstand verankert. Oder irre ich mich 
da? Die gelten wahrscheinlich meist auch nur auf dem 
Papier. In dem Betrieb wo ich arbeite, ist es anscheinend 
normal nicht Zuhause zu bleiben wenn man krank ist. 
Warum? Weil alle Angst haben deswegen rausgeschmis¬ 
sen zu werden. Unberechtigte Angst? Nein, einige Bei¬ 
spiele haben das schon gezeigt. Eine Kollegin hat mir 
gesagt, dass sie so Schmerzen hat, weil sie eine Blasen¬ 
entzündung hat. Aber auf meine Antwort, dass sie doch 
zum Arzt gehen und sich krankschreiben lassen sollte, 
hat sie gesagt, dass sie das sicher nicht macht, ich soll 
mich nur erinnern was mit unserer ehemaligen Kollegin 
D. war... gekündigt! Eine andere Kollegin hat sich 2 Wo¬ 
chen Urlaub genommen, weil sie eine Operation hatte. 
Wieder eine andere hat in ihrer ersten Woche in der Fir¬ 
ma extreme Blasen auf den Händen bekommen, weil 
durch die Luft und die Waschmittel die Hände sehr unter 
der Arbeit leiden. Der Arzt wollte sie eine Woche krank¬ 
schreiben. Sie ist nach einem Tag wieder in die Arbeit 
gekommen, aus Angst gleich wieder in der Probezeit ge¬ 
kündigt zu werden...und da könnte ich noch mehrere 
Beispiele anführen. Das Recht auf Krankenstand ist zwar 
sehr wichtig, aber was mache ich wenn es de facto keine 
Gültigkeit hat, weil ich sonst entlassen werde!? Gute 
Auswahl: Auskurieren, aber arbeitslos oder krank, aber 
dafür eine Arbeit...!? Das kanns ja echt nicht sein!! 




KORRESPONDENZ AUS DER KASERNE 


Grenzschutz 

Seit einiger Zeit 
gibt es an unseren 
Grenzen wieder 
Grenzkontrollen. 
Das Bundesheer 
„unterstützt"die Polizei. Um zu helfen? 
Der Polizei, aber nicht den Flüchtlin¬ 
gen. Genau darum geht es jetzt gera¬ 


de. Unsere Aufgaben sind ist es zum 
Beispiel Leute aufzugreifen, die un¬ 
kontrolliert die Grenze überschreiten 
wollen und sie umzuleiten. Das ist kei¬ 
ne Hilfe. Das sind Maßnahmen um al¬ 
les unter Kontrolle zu bewahren und 
die von den Medien und Politikern 
aufgehetzten, jetzt „besorgten Bürger" 
und andere zu beruhigen. Das Bun¬ 
desheer schöpft dabei noch gar nicht 


sein ganzes Potenzial aus. In vielen 
anderen europäischen Ländern sieht 
man bereits heute, wozu Heer und Po¬ 
lizei eingesetzt werden. Sie werde ein¬ 
gesetzt um die Flüchtlinge zu 
bekämpfen. Ich glaube, dass es auch 
hier noch so oder ähnlich kommen 
wird. Zurückgedrängt, abgeschoben 
und wie Staatsfeinde behandeln, sol¬ 
len wir sie zumindest heute schon. 
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ANTIFASCHISMUS 


Solidarität mit der neuen Welle der Intifada! V 


Eine neue Welle des Widerstandes und Kampfes gegen den zionistischen Terror beginnt zu wachsen. Eine große 
Beteiligung und Entschlossenheit zeigt sich dabei besonders bei der palästinensischen Jugend. Auch ein Teil der 
Bevölkerung Israels stellt sich mehr und mehr gegen den zionistischen Staat, unter ihnen beispielsweise die Gruppe der 
orthodoxen Juden. 

Der Kampf gegen Zionismus und den israelischen Staat ist gerechtfertigt! Tod dem 
Faschismus - Freiheit für Palästina! 



New York (USA)/Okt. 2015: Tausende protestierten um sich mit den 
Palästinenserinnen zu solidarisieren. 



25.10.2015: Die israelische Armee ermordet ein 
palästinensisches Mädchen. Mehr als 10 Kugeln 
wurde auf sie geschossen. 


Antideutsche stehen auf Seite Israels, des 
Imperialismus und Massenmordes! 

"Es ist wichtig immer eine klare Kante gegen die 
antideutschen Ratten zu zeigen. Sie sind nur ein 
reaktionäres Abfallprodukt des Imperialismus 
und gehören bekämpft, ihr ideologischer Ein¬ 
fluss im Autonomen- und Antifaspektrum zer¬ 
schlagen. Thawra und Kaveh leisten hierzu mit 
diesem Track einen kulturellen Beitrag. Wir be¬ 
grüßen das entschieden und senden den Künst¬ 
lern antiimperialistische Grüße: 

Tahya Falastin! Antideutsche Strukturen zer¬ 
schlagen!" 

(übernommen von: fb: Jugendwiderstand Berlin) 

Das Lied findet ihr auf youtube unter: Thawra & Ka¬ 
veh "Antideutsche / Tahya Falastin" 


Freiheit für Georges Ibrahim Abdallah! 


Seit Oktober 1984 sitzt Georges Ibra¬ 
him Abdallah in Frankreich im Ge¬ 
fängnis und ist somit der längste 
politische Gefangene in Frankreich. 
Der Grund: er ist ein entschlossener 
Kämpfer gegen den Zionismus und 
für die Freiheit Palästinas. 

Im laufe des Oktobers gab es inter¬ 
national Solidaritätsaktionen für die 
Freilassung Georges Abdallahs. 


Teil dieser Aktionen war eine Selfie 
Kampagne ("A selfie for Georges Ab¬ 
dallah"), an welcher sich etwa 300 
Leute unter anderem aus Frankreich, 
Großbritannien, Deutschland, Italien, 
Baskenland, Katalonien, Slowakei 
und Österreich beteiligten. 

Weiters gab es in vielen Städten De¬ 
monstrationen und Kundgebung für 
die Freilassung Georges Abdallahs. 


Am Samstag den 24.10. fand eine 
große Demonstration vor dem Lan- 
nemezan Gefängnis in Frankreich 
statt, wo Georges Abdallah seit 1984 
sitzt. Mit 400 Teilnehmerinnen war 
nicht nur die diesjährige Demonstr¬ 
ation vor Ort ein Erfolg, sondern 
auch zahlreiche andere internatio¬ 
nalen Interventionen! 
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oran mit dem palästinensischen Widerstand! 

PALÄSTINA: STELLUNGNAHME DER VOLKSFRONT ZUR BEFREIUNG PALÄSTINAS 

Volksfront zur Befreiung Palästinas (PFLP): Die heldenhaften individuellen Widerstandsaktionen brauchen die 
Unterstützung des Volkes und müssen die Führung inspirieren! 

9. Oktober 2015 - Die Volksfront zur Befreiung Palästinas (PFLP) bekräftigt ihre Ansicht, dass die stetig ansteigenden 
individuellen Widerstandsaktionen, durchgeführt von der heldenhaften palästinensischen Jugend in der ganzen 
besetzten Heimat, wichtige Operationen sind, die weitergehen, einen Sprung machen und sich entwickeln müssen. 

In Anbetracht der fortdauerndenVerbrechen der Besatzer gegen unser Volk, brauchen diese Aktionen alle Formen 
der Unterstützung des Volkes in der Westbank und Jerusalem. 

Die PFLP möchte hervorheben, dass diese Widerstandsaktionen verschiedenste Formen annahmen, einschließlich 
des Widerstands mit Messern; dies kommt aus der Entscheidung und dem festen Entschluss der palästinensischen 
Jugend, ihr Land und die Rechte, die ihnen fortwährend entzogen werden zurückzuholen, sowie aus ihrer tiefsten 
Überzeugung von der Gerechtigkeit ihrer Sache. 

Die Front hebt hervor, dass der zionistische Feind wissen soll, dass jeder Palästinenser ein möglicher Guerilla ist der 
den Besatzern und Siedlern entgegentritt; es gibt für die Kolonialisten keinen Platz, wo sie Sicherheit und Stabilität 
finden werden. Das palästinensische Volk wird seine Rechte nicht aufgeben, solange noch ein Tropfen Blut in seinen 
Adern fließt. 

Die Front stellt ebenso die Notwendigkeit klar, auf organisierte Weise diese individuellen Widerstandsaktionen zu 
unterstützen, durch den umgehenden Aufruf eine Vereinte Nationale Führung in allen Gebieten zu schaffen, um 
diese Schlacht korrekt zu handhaben und zu führen, das Niveau der Widerstandsaktionen weiter zu heben und 
ernsthafte Schläge gegen den zionistischen Apparat und seine Siedler zu durchzuführen. Die Front erkennt darüber 
hinaus die Wichtigkeit der Einbeziehung der Familien der heldenhaften Guerillas und verspricht sie zu unterstützen 
und vor Attacken der Besatzer zu schützen. 

[Übersetzungaus dem Arabischen: Internationalistisches Übersetzungskollektiv Graz] 

Hoch die internationale Solidarität! 
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INTERNATIONAL 


KANADA 


Beamte demonstrieren gegen Austerität 
Circa 550.000 Angestellte im öffentlichen Dienst in Que¬ 
bec, 250.000 Gesundheitsbeamte, 185.000 Lehrer, 80.000 
Beamte und 35.000 Lehrende in der technischen Ausb¬ 
ildung sind seit Ende März 2015 ohne Kollektivvertrag. Der 
Vorschlag der Provineregierung von Couillard wäre eine 
Nullrunde für 2015 mit Erhöhung von 1% für die kom¬ 
menden vier Jahre (bis 2019) einzuführen. Die Gew¬ 
erkschaften fordern dagegen Erhöhungen von 13.5% in 
den nächsten drei Jahren. Gegen die Austeritätspolitik der 
Regierung, die außerdem plant, das Rentenalter auf 62 zu 
erhöhen und weitere Pensionskürzungen zu machen 
haben 150.000 Leute demonstriert, bei einer der größten 
Demonstrationen in der Geschichte der Provinz. Die Lehr¬ 
er in Quebec haben zu weiteren Streiks im Oktober 
aufgerufen. 



BELGIEN 


FRANKREICH 


100.000 Demonstranten in Brüssel gegen Sparmaßnahmen 

Die angekündigten Sparmaßnahmen der - vier Wochen alten - 
Mitte-Rechts belgischen Regierung des Ministerpräsidents Charles 
Michel haben massiven Widerstand im belgischen Volk gefunden. 
Rund 100.000 Demonstranten - dabei viele Beamte und Indus¬ 
triearbeiter - haben sich in der Hauptstadt Brüssel bei einer der 
größten Demonstrationen in den letzten Jahren in Belgien 
beteiligt. Seit November 2014, als die Sparpolitik der belgischen 
Regierung wieder Tausende Demonstranten auf die Straße geb¬ 
racht hat, gab es einige Proteste von den Gewerkschaften, die aber 
die geplanten Sparmaßnahmen nicht verhindern konnten. Bei der 



Demo waren viele Plakate mit dem Motto „Nur Brösel für uns" und 
Teller mit wenigen Bröseln zu sehen. Die Liste der angekündigten 
Maßnahmen - Erhöhung von Rentenalter von 65 auf 67 Jahre, 
automatische Anpassung der Löhne an die Inflationsrate, die Ein¬ 
führung von 21% Steuer in Strom (von 6%) - rechtfertigt die Em¬ 
pörung des belgischen Volks, das nicht mehr bei einem friedlichen 
Protest bleiben konnte. Am Südbahnhof, dem Brüsseler Knoten¬ 
punkt für den Fernverkehr, ist zu heftigen Auseinandersetzungen 
mit der Polizei gekommen. Metallarbeiter aus der Wallonie und 
Hafenarbeiter aus Antwerpen und Gent durchbrachen die Sper¬ 
rzone, warfen Absperrgitter und Steine gegen die Polizei und set¬ 
zten ein Polizeimotorrad in Brand. Die Polizei antwortete mit 
Tränengas und Schlagstöcken, mindestens 14 Menschen wurden 
verletzt. 


Wütende Air France Angestellte gegen ihre 
Chefs 

Demonstranten - Angestellte des Air France- 
KLM-Konzerns stürmten aus Wut über die 
Sparpläne des Vorstands eine Sitzung des Be¬ 
triebsrats und schlugen die Manager der 
Fluggesellschaft in die Flucht. Um seine Profite zu 
sichern, muss Air France-KLM 2.900 Stellen 
streichen - 300 bei den Piloten, 900 bei den Flug¬ 
begleitern und 1.700 beim Bodenpersonal. Laut 
der Gewerkschaft sollten in der zweiten Phase 
zusätzlich 5.000 Arbeitsplätze abgeschafft wer¬ 
den. Bereits 2011 gab es 15.000 Entlassungen. 
Das Unternehmen fordert außerdem von den Pi¬ 
loten und Flugbegleitern, für das gleiche Geld 
mehr zu arbeiten, nämlich 780 Stunden pro Jahr 
zu fliegen, statt 680, ohne Entschädigung. Die 
Zahl der Ruhetage zwischen zwei Einsätzen wird 
auch von fünf bis sechs auf vier Tage reduziert. 
Mit zerissenem Hemd suchten die Manager ein¬ 
en Weg durch die empörte Menge und brauchten 
vom Sicherheitspersonal Hilfe beim Klettern über 
den Zaun.. Die Beschäftigten bei Air France-KLM 
lassen sie sich nicht von den Klagebedrohungen 
des Managements einschüchtern und kündigten 
schon neue Streiks an. 
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GRIECHENLAND 

Nach den Wahlen: 

Sparmaßnahmen, Ausverkauf, Repression 


Die Festigung der neuen Regierung 

Die Wahlen vom 20. September in 
Griechenland haben SYRIZA mit der 
Parole „eine zweite Chance“ erneut an 
die Macht gebracht. Die SYRIZA Partei 
hat sich von einer kleinbürgerlichen 
reformistischen Partei in eine zentrale 
Partei des Systems, in den Hauptver¬ 
treter der Interesse des Kapitals und 
der Imperialisten in Griechenland (EU, 
USA und Russland) verwandelt. Diese 
Wahlen waren ein Erfolg für die reak¬ 
tionären Kräfte, die den Angriff auf das 
griechische Volk - ein drittes hartes 
Sparkpaket, Ausverkauf des Landes 
und steigende Repression - in der 
kommenden Zeit durchsetzen werden. 
SYRIZA mit der Zustimmung von den 
anderen Parteien (Nea Dimokratia, 
PASOK und POTAMI) kann jetzt ohne 
Verluste und weitere Bedenken - alle 
andere Meinungen in der Partei wur¬ 
den schon beseitigt - die neuen 
Sparmaßnahmen einführen und bei 
den Plänen der Imperialisten in der 
Region einen wichtigen Beitrag leisten. 

Bei diesen Wahlen haben sich also 
die Reserven des Systems gefestigt und 


stabilisiert. Außerdem wurde die Nazi 
Partei Goldene Morgenröte verstärkt 
und hat es geschafft, den 3. Platz und 
damit viele von den antisystemischen 
Proteststimmen (7%) zu bekommen. 
Ein Ergebnis, das zugunsten der neuen 
SYRIZA-ANEL Regierung und komple¬ 
mentär zu ihrer Repression ist, vor¬ 
allem wenn die Regierung bald den 
Widerstand und die Kämpfe des Volkes 
gegen die Sparmaßnahmen niedersch- 
lagen muss. Auf der anderen Seite 
haben die linken Kräfte bei der letzten 
Wahl viele Stimmen verloren: die KKE 
(Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands) hatte 35.000 Wähler weniger als 
letztes mal und die Abspaltung von 
SYRIZA (LAE), die sich gegen das 
Sparpaket geäußert hat, schaffte es 
nicht ins Parlament zu kommen. Das 
liegt nicht nur daran, dass diese re¬ 
formistischen Parteien parlamentar¬ 
ische Illusionen verbreiten und die 
Kämpfe des griechischen Volks ver¬ 
hindern (weil alles durch die Wahlen 
gelöst wird!), sondern auch, dass diese 
Kräfte keine echte Perspektive für die 
Arbeiterklasse bieten. 

Hauptgewinner ist die Wahlenthal¬ 
tung! 


Die einzige große Partei, die mehr 
Stimmen und höheren Prozent als bei 
den Wahlen im Jänner 2015 bekom¬ 
men hat ist die Wahlenthaltung. 10% 
mehr Leute als letztes mal, nämlich 
43,5% der Wahlberechtigten sind nicht 
wählen gegangen. Das macht 764.000 
weniger Wähler als vor 9 Monaten und 
594.000 als beim Referendum letzten 
Sommer. Nur SYRIZA hatte 320.000 
weniger Stimmen (trotz -0,88%) und 
Nea Dimokratia 190.000 (trotz +0,29%). 
Tatsache ist, dass immer mehr 
Griechen das politische System 
ablehnen und ihre Proteststimme dem 
Wahlboykott geben. Obwohl man auf 
keinen Fall behaupten kann, dass die 
Nichtwähler für den aktiven Wahl¬ 
boykott waren, war dieses Ergebnis 
sehr positiv. Weil es die massive 
Ablehnung der Wahlen und die Em¬ 
pörung bzw. Enttäuschung gegenüber 
dem politischen System zeigt. Das 
muss nun von den linken revolu¬ 
tionären Kräften ausgenutzt werden, 
die die Aufgabe bekommen, diese Em¬ 
pörung und Enttäuschung des Volkes 
in eine militante und revolutionäre 
Richtung zu bringen. 


Good 

job 

Alexis! 



„Good job Alexis!“: Obama hat den griechischen Ministerpräsident Alexis Tsipras bei seiner letzten Reise in die USA im 
September für seine tolle Arbeit gelobt. Nicht nur weil er die letzten Wahlen mit einem Sparmaßnahmen-Programm gewon¬ 
nen hat und mit großem Erfolg den Angriff auf das griechische Volk und seine Rechte durchführt, sondern auch weil er dem 
amerikanischen Imperialismus jede Erleichterung anbietet. Die Dronen der amerikanischen Armee, die gegen die Völker im 
Mittleren Osten eingesetzt werden, werden bald von der militärischen Basis von Kastelli in Herakleion, Kreta wegfliegen. 
Gleichzeitig wird die große amerikanische militärische Basis in Souda-Bucht - auch in Kreta - verstärkt, Schießübungen mit 
Flugabwehrraketen Patriot werden dort immer wieder durchgeführt. 

* Wir wissen nicht was Alexis auf das Kompliment von Obama geantwortet hat... eventuell „Yes man!“ ...aus Gewohnheit. 
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FEMINISMUS 


Demokratische und wirtschaftliche Rechte 

für Migrantinnen? 


Nicht in 


Jede 5. Frau in Österreich ist eine 
Migrantin, die Frauen machen heute 
allgemein den größten Teil der Mi¬ 
grant/innen aus. Die Mehrheit der 
österreichischen Bevölkerung sind 
mit knapp über 50% ebenso Frauen. 
Der österreichische Staat brüstet 
sich heute immer öfter gerne mit 
seiner „Fortschrittlichkeit in der 
Frauenpolitik“ gegenüber den soge¬ 
nannten „3.Welt Ländern“. Doch was 
haben sich die Frauen, und speziell 
die Migrantinnen, von diesem Staat 
zu erwarten? 

Das Recht von Frauen auf Arbeit im 
Allgemeinen und gleichen Lohn im 
Speziellen wurde nicht nur noch nie 
zur vollen Umsetzung gebracht, im 
Gegenteil wird heute die Situation für 
Frauen immer schlechter: Besonders 
unter den Migrantinnen. 

Nur 48% der Migrantinnen haben in 
Österreich eine Arbeit, besonders 
trifft das die Frauen aus Ex-Jugoslawi- 
en und der Türkei, wo die Beschäfti¬ 
gungsrate zwischen 50% 

(Ex-Jugoslawien) und 40% (Türkei) 
liegt. Von denen die eine Arbeit ha¬ 
ben, ist die Mehrheit in Teilzeitarbeit 
(oder geringfügiger Arbeit/Leiharbeit) 
beschäftigt, und fast 90% der Migran¬ 
tinnen arbeiten in den typischen Bil¬ 
liglohnbranchen (Handel, Pflege, 
Reinigung, Gastronomie/Hotel). Dass 
Teilzeitarbeit, Geringfügige Arbeit 
oder Leiharbeit aber nicht der Aus¬ 
druck der „Bedürfnisse“ der Frauen 
ist, so das Unternehmer-Argument, 
kommt vor allem zum Ausdruck wenn 
wir uns die Entwicklung in den Billig¬ 
lohnbranchen, in denen vorwiegend 
Frauen beschäftigt sind, ansehen. Al¬ 
leine seit 2007 hat sich der Anteil an 
Teilzeitarbeit um 20% erhöht, Arbeits¬ 
verhältnisse in Form von Leiharbeit 
sind enorm gestiegen sowie das Maß 
an zu leistenden Überstunden pro 
Person. 

Teilzeitarbeit, geringfügige Arbeit und 



PacJrf fester «fen Hammer *erscfimetterf das Kapital! 


Leiharbeit liegen nicht im Interesse 
der Frauen, sondern im Interesse der 
Unternehmer, denn diese ersparen 
sich so ihre Kosten und erhöhen ih¬ 
ren Profit. Frauen, speziell Migrantin¬ 
nen, sind „flexible“ 

Zusatzarbeitskräfte mit möglichst we¬ 
nigen Rechten und möglichst vielen 
Pflichten. 

Neben den schlechten Arbeitsbedin¬ 
gungen ist es auch der Lohn von Mi¬ 
grantinnen der so bemessen wird, 
dass sie alleine nicht über die Runden 
kommen. Frauen verdienen um 
durchschnittlich 39% weniger als 
Männer.* Migrantinnen verdienen im 
Schnitt um 3.100 Euro (pro Jahr) we¬ 
niger als Österreicherinnen. Bei den 
türkischen Frauen sind es sogar 5.500 
Euro. Und da verwundert es nun 
wirklich nicht dass bei Migrantinnen 


die Armutsgefährdung doppelt so 
hoch ist wie im allgemeinen Durch¬ 
schnitt und mit jedem Kind steigt. 
Auch im Punkt der kostenlosen Re¬ 
produktionsarbeit werden Migrantin¬ 
nen besonders ausgebeutet, da sie 
bspw. die wenigsten Möglichkeit für 
kostenloste Kinderbetreuungsplätzen 
haben, usw. 

Doch nicht nur ökonomisch sind Mi¬ 
grantinnen besonderer Ausbeutung 
und Unterdrückung ausgesetzt, poli¬ 
tisch sind es jene Teile unter den 
Frauen denen selbst die grundle¬ 
gendsten Arbeiterrechte und demo¬ 
kratischen Rechte entzogen werden 
(Bspw. Gleicher Lohn für gleiche Ar¬ 
beit, Wahlrecht, etc.). Die Migrantin¬ 
nen spüren auch die schlimmsten 
Erscheinungsformen des Patriarchats 
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verschärft, besonders die körperliche und sexuelle Gewalt 
in der Familie aber auch die Belästigung am Arbeitsplatz, 
staatliche Repression durch Behörden usw. 

Migrantinnen werden 3-fach unterdrückt! 

Die Ausbeutung aufgrund ihrer Klassenlage: als Arbeite¬ 
rinnen. Weil sie als Arbeiterinnen nicht zur besitzenden 
Klasse zählen, sind sie dazu gezwungen für einen Hunger¬ 
lohn ihre Arbeitskraft an die Unternehmer zu verkaufen. 
Diese schaffen ein künstliches Überangebot an Arbeitskräf¬ 
ten durch Arbeitslose, Frauen 

und Migranten, und drücken so die Löhne immer weiter 
nach unten und die Arbeitsintensität nach oben. 

Die Ausbeutung auf Grund ihres Geschlechts: als Frauen. 
Weil sie als Frauen im herrschenden patriarchalen System 
Produktionsinstrumente der Kindeserzeugung und -Erzie¬ 
hung sind, und zudem kostenlose Reproduktionsarbeit leis¬ 
ten müssen. Das Patriarchat setzt die Frauen so in 
Abhängigkeit zum Mann und zum Staat, macht sie zu ihrem 
Besitz. 

Die Unterdrückung auf Grund ihrer Nationalität: als Mi¬ 
grantinnen. Der imperialistische Ausbeuterstaat bereichert 
sich nicht nur in seinen Kolonien an billigen Arbeitskräften, 
sondern beutet Migranten auch im Land als Billiglohnarbei¬ 
ter aus, indem er sie illegalisiert und rechtlos lässt. 

Der österreichische Staat braucht sich also in punkto Frau¬ 
enpolitik nicht auf die Schultern klopfen, denn er selbst ist 
es der auf Basis der Ausbeutung und Unterdrückung von 
Migrantinnen und Frauen lebt und diese verwaltet. Nicht 
nur, dass er den Migrantinnen die grundlegendsten Arbei¬ 
terrechte verwehrt, gleichzeitig wird die Hetzte durch Ver¬ 
breitung von Chauvinismus, Rassismus und Antifeminismus 
intensiviert. 

„Die Frauen sind ihrer Rechte als Menschen beraubt, 
ebenso wie die Arbeiter ihrer Rechte als Produzenten 
beraubt worden sind. Die angewendete Methode, die 
die Enteignung zu jeder Zeit und unter jeden Umstän¬ 
den möglich macht - das ist die Gewalt." (Eleanor Marx- 
Aveling) 

Dagegen müssen sich die Frauen und Migrantinnen wehren! 

Es ist notwendig gewerkschaftliche und politische Forde¬ 
rungen für (migrantische) Frauen aufzustellen und rund um 
diese Forderungen zu mobilisieren und einen Kampf zu 
entwickeln. Die Frauen können sich in ihren Anliegen nicht 
auf die offiziellen Gewerkschaften, die Regierung oder di¬ 
verse Sozialeinrichtungen stützen, denn sie sind Teil der 
herrschenden rassistischen und frauenfeindlichen Ordnung. 
Die Frauen müssen auf ihre eigene Kraft vertrauen, ihre ei¬ 
genen Organisationen aufbauen, die die Forderungen der 
Frauen, und speziell der Migrantinnen, zum Ausdruck brin¬ 
gen. 

Tod dem Imperialismus und Patriarchat! 

*Bei den Arbeiterinnen sind es 57%, die sie weniger als 
Männer verdienen! 


"Errungenschaften" der Herrschenden 
im 21. Jahrhundert: 

Keine Frau mehr in der Landesregierung 

Die Frauenquote liegt in der oberösterreichi¬ 
schen Landesregierung mit der neuen Koalition 
bei sage und schreibe 0%. Nun denken wir uns 
zwar nicht, dass eine Frauenquote eine Verände¬ 
rung in der frauenfeindlichen Politik der wahl¬ 
werbenden Parteien bringen würde, doch sagt 
diese "Frauensäuberung" doch einiges über den 
Charakter dieses Staates und seiner Parteien 
aus. Der österreichischen Regierung ist es 
scheinbar egal auch noch den letzten Anschein 
von "Gleichberechtigung"ohne Wimpernzucken 
fallen zu lassen, mit dem Kommentar dass es 
halt "schade" ist. Sie zeigen damit ganz klar, dass 
es den wahlwerbenden Parteien nicht um die In¬ 
teressen der Frauen geht (wie sie vor der Wahl 
immer gern behaupten), sondern um den 
Machterhalt ihres Ausbeutersystems, und das 
können sie nur gegen die Interessen der Frauen 
durchsetzen. 

Die Frauen haben sich von diesem reaktionären 
und patriarchalen System nichts zu erwarten! 
Diese zeigen gerade nur zu deutlich dass sie 
selbst die eigenen parteitreuen Frauen zwar zur 
Unterhaltung brauchen, doch nicht als "gleich¬ 
wertig" erachten. 

Das ist die Errungenschaft der kapitalistischen 
Ordnung für die Frauen im 21. Jahrhundert! 
Schluss mit dem Vertrauen in die herrschende 
Politik! Organisieren wir uns selbst für unsere ei¬ 
genen Interessen! 

Übernommen vom Roten Frauen Kommitee Wien. 


Aktivistinnen Treffen - LINZ 

In Linz gibt es kommenden Monat zwei Aktivistin¬ 
nen-! reffen unter dem Thema - "Gewalt gegen 
Frauen". Anlässlich des 25.11. - dem Tag gegen 
Gewalt an Frauen - sollen Aktionen/Aktivitäten 
dazu besprochen und geplant werden. 
Interessierte sind herzlich eingeladen: 

Am Freitag den 

6 . 11 . und 
am Freitag den 

20 . 11 . 

jeweils um 19:00 
im Gasthaus 
Alte Welt 
(Hauptplatz 4, 
4020 Linz) 
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KOMMENTAR- 

Über den Abgasskandal 

von VW 

Die Manipulation der Software der Dieselmotorreihe 
EA189 bei VW Autos, die als Ziel hatte, die amerikani¬ 
schen Abgasgrenzen zu umgehen, war in der letzten 
Zeit ein großes Thema in den Medien. 

Diese „kluge“ Software, die über die Jahre in mehr 
als 4 Motortypen und Millionen Autos installiert wurde, 
war programmiert, die Prüfungssituation zu erkennen 
und sich dementsprechend zu verhalten. Der sogen- 
nante Abgasskandal betrifft - bis jetzt - mehr als 11 
Millionen Fahrzeuge von VW, Audi, Seat, ... und die 
Nachforschungen sind noch weit entfernt davon abge¬ 
schlossen zu werden. 

Eine Frechheit von VW würde man sagen und 
empört sein, aber wir sind in den letzten Jahren an ähn¬ 
liche freche Skandale gewöhnt worden... 

Solche Enthüllungen sind jedenfalls nicht so über¬ 
raschend in einer kapitalistisch-imperialistischen Welt, 
wo die Profitmacherei per Definition wichtiger als die 
Umwelt, sowie die Gesundheit und das Leben der Völ¬ 
ker ist. Die Amerikaner, die den Betrug entdeckt haben 
(schon seit 2008) machen es sowieso nicht anders als 
die Deutschen. Die amerikanischen Fluglinien, zum 
Beispiel, fliegen höher als andere Fluglinien und setzen 
ihr Personal und die Passagiere einer hohen kosmi¬ 
schen Strahlung aus, damit sie an Treibstoff sparen 
können. 

Solche Grenzen zu überschreiten gehört also zur 
Normalität... Wer ausbeutet, zerstört und ausraubt, wird 
auch ein bisschen schummeln und betrügen, damit er 
unter dem Druck der Konkurrenz die Umsätze ver¬ 


mehrt. Man würde jetzt fragen: wer setzt dann die gan¬ 
zen C02-Abgas-Grenzen, Strahlungsgrenzen, 
Schadstoffgrenzen, usw. immer im Namen der Ge¬ 
sundheit und Sicherheit der Bevölkerung. Dieselben, 
die diese subjektiven Grenzen regulieren - mal werden 
sie unterschiedlich in unterschiedlichen Ländern ge¬ 
setzt, je nachdem, wie die Konkurrenz das erlaubt - um 
einen größeren Teil im Markt zu gewinnen und mehr 
Profite zu machen. Das ist aber normal, wem der Markt 
gehört bestimmt die Regeln. 

Die Enthüllung des Abgasskandals betrifft nicht die 
2-3 Ingenieure, die das Softwareprogramm entwickelt 
haben, wie der Vorstand von VW am Anfang behauptet 
hat. Auch nicht die 10-20 Chefs, die angeblich die Ent¬ 
scheidung getroffen haben, wie später VW geklärt hat. 
Der Abgasskandal ist der Ausdruck der harten Konkur¬ 
renz zwischen den amerikanischen und japanischen 
(hybridische Motoren) und deutschen (Neue Generation 
Diesel Motoren - „Clean Diesel“) Automobilherstellern. 
Er ist ein ökonomischer Schlag gegen das deutsche 
Kapital durch seinen großen Konkurrent, die USA. So¬ 
fort ist die VW-Aktie mehr als 20% gefallen, die Bestel¬ 
lungen von neuen Autos sind massiv gesunken und die 
enormen Kosten, die der Skandal um manipulierte Ab¬ 
gaswerte bringt, können sogar die Existenz des Kon¬ 
zerns bedrohen. Was man hier nicht übersehen kann ist 
der Moment, wo so ein großer Skandal des deutschen 
Kapitals entlarvt wird. 

Es ist naiv zu denken, dass die Manipulation der Ab¬ 
gaswerte vorher nicht bekannt war und erst jetzt aufge¬ 
deckt wurde. Die amerikanischen Behörden haben 
festgestellt, dass sie bereits 2008 davon gewusst und 
gewarnt haben. Und außerdem ist es kein Geheimnis, 
dass die Konkurrenten sich gegenseitig nachspionie¬ 
ren und so eine große Sa¬ 
che wäre schwierig zu 
übersehen... Warum ist 
dann erst 7 Jahre später 
die Manipulationssoftwa¬ 
re der VW Diesel Motoren 
in der Öffentlichkeit auf¬ 
gedeckt? Ohne Zweifel 
hat die Verschärfung der 
Widersprüche zwischen 
Deutscland (EU) und den 
USA (siehe z.B. die impe¬ 
rialistische Intervention in 
der Ukraine) eine wichtige 
Rolle gespielt. Eventuell 
ist das auch eine War¬ 
nung gegenüber anderen 
europäischen Automobil¬ 
herstellern. Mal sehen 
welche die nächsten In¬ 
dustrie-Skandalen sein 
werden... 
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Aktion der Fraueneinheit der TIKKO* 

Nach den ersten größeren Angriffen des faschistischen 
türkischen Staates auf die Kurden und die Massen in der 
Türkei hat sich vermehrter Widerstand aus den Kräften 
des Volkes gebildet. Speziell Frauen protestierten gegen 
die vielen mörderischen Attacken des Staates. Diesen Wi¬ 
derstand unterstützte die Fraueneinheit der TIKKO mit ei¬ 
nem Angriff auf die Reaktionäre und erschoss in Dersim 
(Tunceli) zwei Soldaten. 

^Arbeiter- und Bauernarmee der Türkei/Kurdistan. Der bewaff¬ 
nete Arm der Türkischen Kommunistischen Partei (Marxisten-Le- 
ninisten). 

Angriff der TKP/ML TIKKO im 
Gedenken der Gefallenen des 
Bombenanschlages in Ankara 

(Übersetzunggefunden auffb: Ydg 

Wien) 

Als Folge des Massakers an den 128 
Menschen, die während der Gewerk¬ 
schaftsdemonstration in Ankara un¬ 
ter der Parole „Arbeit und Frieden" 
getötet wurden, haben revolutionäre 
Organisationen offen deklariert das 
der faschistische türkische Staat, den 
Staat dafür verantwortlich ist. Seit 
Sonntag führt die TKP/ML-TIKKO Ak¬ 
tionen in der ganzen Türkei sowohl in 
den Städten, als auch in den Bergen 
durch. Sie erklärt: „In unserem Land 
betteln wir nicht bei den Faschisten, 
die Verantwortung zu übernehmen! 



führt. Zwei Militärstellungen in den 
Bergen wurden zerstört; die Basis 
war Ziel eines zehnminütigen intensi¬ 
vem Sturmgewehr-Angriff. In der Er¬ 
klärung wurde festgestellt, dass vier 
Soldaten getötet wurden. Die türki¬ 
sche Armee bombardierte dann 
wahllos dieses Gebiet. In ihrer Erklä¬ 
rung erklärte die TKP/ML-TIKKO, dass 
diese Aktion das Ziel hatte, den Mär¬ 
tyrern des Ankara-Massakers zu ge¬ 
denken. 

Quelle des englischen Originals: www.nou- 
velleturquie.com 

Anmerkung des Übersetzers: Die TKP/ML- 
TIKKO steht im Türkischen für Kommunisti¬ 
sche Partei der Türkei / Marxisten-Leninis- 
ten - Arbeiter- und Bauernbefreiungsarmee 
der Türkei 


Ihr werdet Rechenschaft geben und 
Kugeln machen diese Arbeit!" 

Am Donnerstag, den 15. Oktober, 
führten TIKKO-Guerillas, die mit der 
TKP/ML verbunden sind, einen Angriff 
auf eine Militärbasis in Amukta im 
Distrik Hozat (in der Provinz Dersim) 
aus. Es wurde erklärt, dass dieser An¬ 
griff, bei dem zwei Stellungen zerstört 
und vier Soldaten getötet wurden, 
das Ziel hatte, denen zu gedenken, 
die ihr Leben bei dem Ankara-Massa¬ 
ker ließen. Nach der Erklärung der 
TKP/ML-TIKKO griffen die Guerillas 
am Donnerstag, den 15. Oktober, um 
1.00 Uhr die Militärbasis am Amukta- 
Berg in Hozat, Provinz Dersim an. Der 
Angriff wurde mit Sturmgewehren 
und schwerer Bewaffnung ausge¬ 


INDIEN 


Wir dokumentieren 
hier einen Überblick 
über Aktionen in In¬ 
dien im Oktober: 

In den letzten Tagen 
ist es Berichten der 
indischen reaktionären Presse zufol¬ 
ge zu zahlreichen Aktionen der Volks¬ 
befreiungsarmee in Indien 
gekommen. Der von den fortschritt¬ 
lichsten Kräften unter Führung der 
KPI (Maoisten) geführten Volkskrieg, 
konnte von der Reaktion trotz ihrer 
„Operation Green Hunt" die das gan¬ 
ze Volk zur Zielscheibe für Polizei, Ar¬ 
mee und Paramilitärs macht, nicht 
gestoppt werden. Wird die militäri¬ 
sche Strategie des Proletariats richtig 
angewandt, ist der Volkskrieg unbe¬ 
siegbar und es können immer wieder 
Erfolge auch gegen scheinbar über¬ 
mächtige Feinde, wie den indischen 
Staat mit den Imperialisten im 
Rücken, errungen werden. Die fol¬ 


genden Aktionen verdeutlichen dies 
einmal mehr: 

Am Montag drängten die kämpfen¬ 
den Genossen den Vorstoß Spezial¬ 
einheiten der Bundespolizei zurück, 
die versuchte in Waldgebiete in Chat- 
tisgarth einzudringen. Nach dem ge¬ 
scheiterten Überfall der reaktionären 
Truppen, geriet diese während ihres 
Rückzugs in einen Hinterhalt und lös¬ 
te Sprengfallen aus, die zwei Soldaten 
verletzte. 

Am Mittwoch wurde von den indi¬ 
schen Nachrichtendiensten eine Si¬ 
cherheitswarnung für das Gebiet der 
sich treffenden Grenzen von Kerala, 
Tamil Nadu und Karnataka herausge¬ 
geben. Den Berichten zufolge, wür¬ 
den die Genossen grade daran 
arbeiten in diesem Gebiet ihren Ein¬ 
fluss zu stärken, eine Basis errichten 
und, sich die Grenzen zu nutzte ma¬ 
chend, der reaktionären Armee im¬ 


mer wieder entwischen. (...) 

Darüber hinaus kam es am Wochen¬ 
ende zu zwei erfolgreichen Bestra¬ 
fungsaktionen an einem 

Schutzgelderpresser der Polizei und 
einem Sonderpolizei-Offizier (SPO). 
Während Letzter mit dem Überra¬ 
schungsmoment auf der Seite ver¬ 
gangenen Samstag aus seinem Haus 
geholt und erschossen wurde, ist der 
Schutzgelderpresser bereits vor zwei 
Jahren mit einer ordentlichen Tracht 
Prügel und einer klaren Ansage ge¬ 
warnt worden. Da er es nicht unter¬ 
ließ von den Dörfern in Malkangiri 
das erpresste Geld einzusammeln, 
damit diese nicht willkürlich von der 
Polizei überfallen werden, hat die re¬ 
volutionäre Volksbefreiungsarmee 
endgültig dafür gesorgt, dass er das 
nicht mehr machen wird. 

(gefunden auf: 

demvolkedienen.wordpress.com) 
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